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1. Vorbemerkung 
 
Der Bundesverband für häusliche Betreuung und Pflege e.V. (VHBP) vertritt die Interessen von rund 
300.000 in häuslicher Gemeinschaft betreuten Personen, sowie von rund 700.000 im Laufe eines 
Jahres in Deutschland arbeitenden v.a. osteuropäischen Betreuungspersonen. Der Bedarf an live-in-
care wächst weiter. Eine alternative Versorgung in stationären Einrichtungen ist aufgrund des 
allgemeinen Pflegenotstands und des demografischen Wandels auf lange Zeit unrealistisch.  
 
Zum Arbeitsauftrag des Zukunftspakts 2025 Pflege gehört die „Nachhaltige Sicherstellung der 
Versorgung und Stärkung der ambulanten und häuslichen Pflege“. 
 
 
2. Zusammenfassung 
 
Der VHBP begrüßt die Problem- und Zielbeschreibung des Gesetzes: „Zur Sicherstellung der 
pflegerischen Versorgung ist eine sektoren- und professionenübergreifende (…) Zusammenarbeit 
ebenso unerlässlich wie der Zugang zu innovativen Versorgungsstrukturen und die Hebung von 
weiterem Pflegepotenzial vor Ort.“ Zu diesem Pflegepotenzial vor Ort gehören die mittlerweile 
etablierten Angebote von live-in-care. Ohne diese Hunderttausenden von Betreuungspersonen v.a. 
aus Osteuropa könnten viele Pflegebedürftige schon lange nicht mehr versorgt werden. 
 
Gleichwohl sind diese Betreuungspersonen bislang nicht in die vom Gesetzgeber gewollte 
Professionen-übergreifende Zusammenarbeit ausdrücklich integriert. Obwohl jeder weiß, daß sie 
existieren und unverzichtbar sind, werden sie offiziell nicht anerkannt. Das hat zur Folge, daß sie 
keinen Anschluß an die professionelle ambulante Pflege finden. Man arbeitet vor Ort gewissermaßen 
aneinander vorbei. Die kostbare Ressource examinierter Pflegekräfte wird verschwendet, weil live-in-
care-Kräfte durch ambulante Dienste nicht angeleitet, eingebunden und kontrolliert werden dürfen. 
 
Diese Verschwendung menschlicher und finanzieller Ressourcen läßt sich immerhin eindämmen 
durch eine verbindliche Berücksichtigung aller vom Bundesgesetzgeber gewollten Angebote im 
Rahmen des § 45a Abs. 1 S. 5 SGB XI. Bisher schließen einzelne Landesregierungen in ihren 
Anerkennungsverordnungen live-in-care-Angebote nach Gutdünken aus, obwohl der 
Bundesgesetzgeber ihnen diesen Umsetzungsspielraum gar nicht eingeräumt hat. 
 
 
3. Änderung § 45a Abs. 1 S. 5 SGB XI (Neuformulierung unterstrichen) 
 
„In Betracht kommen als ehrenamtliche oder gewerbliche Angebote zur Unterstützung im Alltag 
insbesondere (…).“ 
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4. Begründung 
 
Die Präzisierung des § 45a Abs. 1 S. 5 SGB XI stellt den Willen des Gesetzgebers klar. Derzeit nutzen 
einzelne Landesregierungen die bisherige Formulierung, um bestimmte Angebote auszuschließen, 
v.a.: 
 
a) Rheinland-Pfalz (§ 1 Abs. 1 UntAngV RP) 
Anerkennungsfähige Angebote sind die in § 45a SGB XI genannten, „mit Ausnahme der Agenturen zur 
Vermittlung von Unterstützungsleistungen für pflegebedürftige Menschen und Pflegende.“ 
 
b) Berlin (§ 3 Abs. 2 S. 3 PuVO) 
„Angebote nach § 2 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 [Haushaltshilfen] können auch von gewerblichen 
juristischen Personen als Anbieter erbracht werden.“ Alle anderen Alltagsunterstützungsangebote 
sind nur Ehrenamtlichen oder Pflegediensten vorbehalten. 
 
c) Baden-Württemberg (§ 6 Abs. 2 UstA-VO) 
Anbieter mit beschäftigtem Personal, also nicht-ehrenamtliche Anbieter, werden darauf beschränkt, 
hauswirtschaftliche Versorgung zu leisten. 
 
d) Schleswig-Holstein (§ 2 Abs. 2 S. 2 AföVO) 
„Reine Vermittlungs- und Abrechnungsleistungen (…) sind nicht Gegenstand der Angebote zur 
Unterstützung im Alltag im Sinne dieser Verordnung.“ 
 
Für diese gesetzeswidrigen Einschränkungen können politisch-ideologische und jedenfalls keine 
pflegefachlichen Gründe vermutet werden. Solche Regelungen überschreiten die 
Länderkompetenzen, indem sie Angebote von der Anwendung des § 45a SGB XI ausschließen. Dieser 
Ausschluß ist nicht nur gesetzeswidrig, sondern missachtet die Bedarfe der Betroffenen. Auch reichen 
bundesweit die ehrenamtlichen Strukturen längst nicht mehr aus, um eine stabile häusliche 
Versorgung zu gewährleisten. Hinzu kommt die wachsende Zahl alleinlebender Betroffener, die auf 
keine Angehörigenpflege mehr zurückgreifen können. 
 
In den o.g. Fällen des willkürlichen Ausschlusses von Leistungen müssen die Betroffenen den letztlich 
erfolgreichen Klageweg beschreiten. Diese anscheinende Verhinderungsstrategie einzelner 
Landesregierungen widerspricht der angestrebten Niedrigschwelligkeit der 
Leistungsinanspruchnahme. Außerdem berauben die betreffenden Landesregierungen mit ihrer 
Überschreitung des Umsetzungsspielraums die Betroffenen der Möglichkeit, das volle Angebots- und 
Entlastungsportfolio des § 45a SGB XI in Anspruch zu nehmen, wie sie es beispielsweise in Nordrhein-
Westphalen tun können. 


